
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Mitglieder und Freunde des Kuratoriums, 
 
Ich begrüße Sie ganz herzlich zur Eröffnung der Ausstellung „Die 

Kommissare Kriminalpolizei in Düsseldorf und im rheinisch-westfälischen 

Industriegebiet 1920 – 1950“. Wir, das Kuratorium der Gedenkstätte 
Zellentrakt, haben uns entschlossen, diese Ausstellung zu zeigen, weil 
sie grundsätzliche Strukturen der Polizeiarbeit besonders in den Jahren 
nach 1933 dokumentiert und weil die Räumlichkeiten des ehemaligen 
Polizeigefängnises die heutige Gedenkstätte bilden. Zudem konnten wir 
unserer Linie treu bleiben, die Ausstellung, die ihren Schwerpunkt in 
Düsseldorf, dem Ruhrgebiet und dem Bergischen Land hat, durch 
Herforder Lokalbezüge zu ergänzen. Soweit das geht, will ich dies hier 
heute Abend auch versuchen. 
 

Drei Fragen scheinen mir in diesem Zusammenhang wichtig: 
1. Wer waren die Männer – in Herford waren es im Gegensatz zu 
Düsseldorf wirklich nur Männer – also: Wer waren die Männer in der 
deutschen Polizei, die politische und weltanschauliche Gegner des 
Nationalsozialismus verfolgten und schließlich ermordeten? 
2. Welche mentalen Voraussetzungen und strukturellen Bedingungen 
prägten das Verhalten der Polizeiangehörigen, dass sie das NS-Regime 
hinnahmen, sich daran beteiligten und schließlich sogar vielfach zu 
Mördern wurden? 
3. Wer verweigerte sich den verbrecherischen Befehlen und welche 
Motive waren dafür ausschlaggebend? 

  



Zu 1.  Ich will versuchen, die Frage nach den Tätern aus der Herforder 
Perspektive zu beantworten. Ich möchte Ihnen zwei Herforder 
Polizeibeamte vorstellen. 
 
Zunächst Heinrich Brockmeyer  
Er kam 1924 im Alter von 20 Jahren als Polizeianwärter zur Polizei. 
Zuvor hatte er, nach dem Besuch der Volksschule, eine Schlosserlehre 
absolviert. 
Zeischen 1924 und 1931 war er in Köln und Bielefeld eingesetzt. 
Im August 1932 kam er als Polizeiwachtmeister der Ordnungspolizei 
nach Herford, war ab Dezember 1934 bei der Kriminalpolizei, wurde 
1941 Kriminalobersekretär und wurde 1943 Leiter des 
Polizeigefängnisses. 
Seit dem 1.Mai 1937 war er Mitglied der NSDAP. Er sei „politisch und 
charakterlich einwandfrei“ befand die NSDAP-Kreisleitung. 
Im selben Jahr, also 1937, wurde Brockmeyer mit dem Amt des 
„Judenkommissars“ betraut. Dadurch gehörte es zu seinen Aufgaben, 

 die Verfolgungsmaßnahmen gegen die jüdische Bevölkerung Herfords 
durchzusetzen, 

 Verhaftungen und Vernehmungen der Verfolgten vorzunehmen, 

 ab 1941 die Deportationen durchzuführen, 

 Juden in KZs bzw. Gefängnisse zu überweisen, 

 und während der Kriegszeit Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter 
zu überwachen. 

 

Wenn wir uns die allgemeine Ausgrenzungspolitik gegenüber der 
jüdischen Bevölkerung und anderen vom Regime Verfolgten vor Augen 
halten, dann bedeutet das wohl, dass ihm schon bewusst war, was mit 
dem von ihm Verhafteten geschehen konnte bzw. auch geschah. 
 

Was er genau getan hat, darüber wissen wir sehr wenig, denn viele 
Polizeiakten sind im Frühjahr 1945 von hiesigen Polizisten verbrannt 
worden. 
 

Wohl aber ist aktenkundig, dass er zumindest zwei Zwangsarbeiterinnen 
vor der Abschiebung ins KZ bewahrt hat. Bei der einen, Anna 
Komarowa, empfahl er, sie bis zur Abschiebung in die Sowjetunion in 
Haft zu halten; der anderen, Klaudia Minajewa, die er als „charakterlich 



einwandfrei“ und „deutschfreundlich“ einstufte, verschaffte er einen 
Arbeitsplatz bei der Firma Stiegelmeier. 
Beide Frauen kehrten 1942 bzw. 1945 in die Ukraine zurück. 
 
 
 
Der 1893 geborene Hermann Meyer war nach dem Besuch der 
Volksschule zunächst in der Landwirtschaft und dann als Briefträger 
tätig. Bis Oktober 1918 war er als Freiwilliger im Krieg. 
Von 1919 bis 1935 versieht er Polizeidienst in Emden. 
Anfang 1936 kommt er als Kriminalkommissar zur Kriminalpolizei in 
Herford. 
Mitglied in der NSDAP wurde er am 1.Mai 1933 und 10 Jahre später 
bewirbt er sich bei der SS. 
Vom 1.1.1944 bis 31.10.1944 ist er als Kriminalrat in Lublin, in Polen, 
tätig. Von  Ernst Kaltenbrunner, dem Chef des SD, dem 
Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, wird er unter Übernahme in den 
Reichsdienst zum Kommando der Sicherheitspolizei und des SD, 
abgeordnet. 
Danach, bis zum 31.5.1945 in Wuppertal. 
Am 1.10.1945 begeht er in Herford Selbstmord - möglicherweise, so wird 
vermutet, um einer Auslieferung nach Polen zu entgehen. 
 

Dies macht natürlich neugierig. Was war dort in Lublin? 
Im Schloss von Lublin befand sich eines der größten Gefängnisse im 
besetzten Polen. Dichte Belegung, Feuchtigkeit in den alten Gemäuern, 
sehr schlechte hygienische Verhältnisse und Mangelernährung führten 
zu hoher Sterblichkeit bei den Gefangenen, Nach den Verhören, meist 
unter Folter, wurden die Inhaftierten in KZs verbracht oder zum Tode 
verurteilt. 
 

Angesichts der näher kommenden sowjetischen Truppen begannen die 
Deutschen ab dem 19.Juli 1944 das Gefängnis zu leeren. 800 
Gefangene wurden ins nahe gelegene KZ Majdanek gebracht und dort 
ermordet. Weitere 300 Juden aus dem Arbeitskommando eines nahe 
gelegenen Zwangsarbeitslagers wurden am 20.Juli 1944 ermordet. 
Vor der Flucht wurden noch Akten verbrannt und versucht, Spuren zu 
verwischen. 
 



Zu den Aufgaben der Kriminalpolizei in Lublin gehörte es – neben den 
üblichen bürokratischen Aufgaben, neben der Fahndung nach Dieben 
und Betrügern – sämtliche einheimischen Widerstandsgruppen zu 
bekämpfen, im Sprachgebrauch der Sicherheitspolizei „Banden“ oder 
„deutschfeindliche Elemente“. 
 

Die Kripo erstellte Lichtbildkarteien und Fahndungslisten sowie 
Steckbriefe, ließ Obduktionen durchführen. 
Die Kripobeamten unterstützten auch Einheiten der Gestapo und der 
Schutzpolizei bei Exekutionen, Razzien oder bei als „Befriedungsaktion“ 
bezeichneten Massenverhaftungen und Massenerschießungen. 
 

Ob und in welchem Umfang Hermann Meyer an solchen Aktionen 
beteiligt war, entzieht sich unserer Kenntnis. Wir können in Anbetracht 
seines Selbstmords nur Vermutungen formulieren. 
 



2. Zu den mentalen Voraussetzungen für das Verhalten der 

Polizeiangehörigen 

 
Viele Polizisten, die unmittelbar nach der Revolution 1918/19 zur Polizei 
kamen, hatten eine eher rudimentäre schulische Ausbildung und waren 
zuvor oft im Handwerk oder der Landwirtschaft beschäftigt gewesen. 
 

Einer Tätigkeit im Polizeidienst stand dies erst einmal nicht im Wege. 
Eine Vorbildung war für Gemeindepolizeibeamte nicht vorgesehen. Und 
als Gemeindepolizist hatte man Macht; man war wer. 
 

Sozialisiert im späten Kaiserreich und dem 1. Weltkrieg, brachten die 
angehenden Polizisten überwiegend autoritäre, obrigkeitsstaatliche 
Einstellungen mit. Viele von ihnen schlossen sich zunächst den 
paramilitärischen, antidemokratischen und antirepublikanischen 
Freikorpsverbänden an. Nicht wenige Offiziere der Polizei machten aus 
ihrer Sympathie und offenen Unterstützung für die Putschisten keinen 
Hehl. In diesen Verbänden hatten sie Streiks und kommunistische 
Revolten brutal unterdrückt, Gefangene ermordet und insgesamt über 
Jahre in einer demokratiefeindlichen und radikalnationalistischen 
Atmosphäre gelebt. Diese und andere Aktionen verstärkten jedoch 
Mentalitäten, Habitus (= Formen des Umgangs) und 
Problemlösungsverhalten der Weimarer Polizei in Richtung militärischer 
Konfliktlösungsstrategien, mit denen die Polizei aufgrund ihrer 
Entstehungsgeschichte im Kaiserreich vertraut war. 
 

Daneben gab es aber auch diejenigen, die im neuen politischen Umfeld 
der Jahre 1919/20 ihre Chance auf Karriere, und sozialen Aufstieg sahen 
und sich der SPD anschlossen. Dies scheint für Herford in besonderem 
Maße zuzutreffen. In einem Schreiben an den preußischen 
Innenminister, Göring; charakterisiert der  Regierungspräsident in 
Minden Herford als „sozialistisch eingestellte[n] Stadt“. Ich werde später 
darauf noch einmal zurück kommen. 
 

In der Spätphase der Weimarer Republik, geprägt durch Dauerkrisen im 
Staat und in der Wirtschaft, hatten sich in den preußischen 
Polizeipräsidien rechte/rechtsextreme Polizisten zusammengeschlossen 
um ihre kriminalpolitischen Forderungen und Vorstellungen durchsetzen 
zu können, Im Berliner Präsidium z.B. war eine „Fachschaft 



Kriminalpolizei“ innerhalb der NS-Beamtenarbeitsgemeinschaft 
entstanden, die der NSDAP-Fraktion im Preußischen Landtag 
Polizeiinterna und geheime Berichte zutrug. 
Ähnliche Vorgänge sind aus Herford nicht bekannt. 
 

Anhand dieser Vorgänge sehen wir, dass bereits vor der sog. 
„Machtergreifung“ NSDAP-Mitglieder in der Polizei gegen den Staat 
arbeiteten und so die Staatskrise weiter verschärften und zum 
Vertrauensverlust in die Demokratie wohl erheblich beitrugen. 
 

Im polizeilichen Alltag auf der Straße, lernten die Polizisten zwischen 
1933 und 1938 neue Wertmaßstäbe und Erklärungsmuster: Vom 
Regime zu Gegnern erklärte Gruppen wie Kommunisten und Juden 
standen nicht mehr unter dem Schutz des Gesetzes, Gewalt gegen sie 
hatte die Polizei nicht zu verhindern, sondern zu fördern. Die Schuld für 
die Gewalt wurde ohnehin den Opfern zugeschoben, nicht den Tätern. 
Hier findet sich eine der Voraussetzungen dafür, dass 1942 im besetzten 
Polen eingesetzte Polizisten bereit waren, sich am Judenmord zu 
beteiligen: Antisemitische Gewalt war zu diesem Zeitpunkt für sie längst 
kein Bruch mehr mit ihrem Selbstverständnis als Ordnungshüter – sie 
hatten sie zunächst zu tolerieren gelernt, von da aus war der Schritt zum 
Mittun nicht mehr so groß. 
 
Wenn es eine zentrale Norm in den nationalsozialistischen 
Polizeiverbänden gab, dann war es „Kameradschaft“, ein aufgrund der 
militärischen Tradition der deutschen Polizei besonders starker 
Wertebezug. In ihrem Kern stand ein Solidaritätsversprechen: Obwohl 
man einander nicht ausgewählt hatte (wie man es mit Freunden tat), 
sondern von der Institution in eine Gemeinschaft gezwungen worden 
war, versicherte man einander, unbedingt und unter Eingehen 
persönlicher Risiken für einander einzustehen und die Lasten des 
Dienstes gleichmäßig zu tragen. – Soweit so gut und notwendig. Aber:- 
wer sich dieser Norm verpflichtet fühlte, entlastete sich selbst von 
individuellen Entscheidungen – man musste tun, was die anderen auch 
taten, schlicht deshalb, weil sie es taten. „Kameradschaft“ war, so der 
Historiker Thomas Kühne, das „Schmieröl der Vernichtungsmaschinerie. 



Ich komme zu den strukturellen Bedingungen 
 
„Die Polizei dient der nationalen Bewegung“ titelte die „Volksparole“ am 
21.2.1933 und informierte die Leserinnen und Leser über Görings 
Absichten, dass die Polizei künftig mit den „nationalen Verbänden“ SA 
und SS zusammenarbeiten soll. Bereits drei Wochen nach der 
Machtübertragung begann der Aufweichungsprozess zwischen 
staatlichen Institutionen und Organisationen der NSDAP.  
 

Auch mit Waffengewalt, so heißt es weiter in der als Schießbefehl 
bekannten Verordnung Görings sei „Dem Treiben staatsfeindlicher 
Organisationen … mit den schärfsten Mitteln entgegenzutreten. Das 
bedeutet u.a. Gewalt im Alltag polizeilicher Arbeit wird nicht nur geduldet, 
sondern angeordnet. 
 

Bereits eine Woche später, am 28. Februar 1933 werden mit der 
„Verordnung zum Schutz von Volk und Staat“ die Grundrechte der 
Weimarer Verfassung wie das Recht auf persönliche Freiheit, die 
Pressefreiheit, das Recht auf freie Meinungsäußerung, das Recht auf 
Brief- und Post- und Fernsprechgeheimnis abgeschafft. 
 

Damit war auf dem Verordnungswege ein Ausnahmezustand 
geschaffen, der bis 1945 die pseudo-rechtliche Legitimation für die 
nationalsozialistische Herrschaft bildete. 
 

Das neue Herrschaftssystem hatte ein Interesse daran, den 
überkommenen Verwaltungsaufbau der Polizei tiefgreifend zu verändern. 
 

Mit dem Gesetz zur „Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ sollten 
die demokratisch und marxistisch – also: sozialdemokratisch – 
orientierten Polizeibeamten aus dem Dienst entfernt werden. 
 

Für Preußen zeigt eine Auflistung Dalueges, der im Innenministerium für 
die Polizei verantwortlich war und als Motor für die nationalsozialistische 
Durchdringung der Polizei und für die „Säuberung“ politisch unliebsamer 
Beamten gilt, dass ca. 2% der Polizeibeamten entlassen wurden. Den 
höchsten Anteil hatten mit 11% die höheren Kriminalbeamten. 
 



In Herford waren von dem Gesetz zur „Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“  im Laufe der Jahre 1933/34 fünf Polizisten 
betroffen. Sie wurden wegen politischer Unzuverlässigkeit bzw. 
fehlender Vorbildung entlassen. 
Bei 46 Polizisten im Jahre 1931 wurden demnach 11% der Belegschaft 
entlassen. 
Dieser im Vergleich zu ganz Preußen hohe Anteil bestätigt offensichtlich 
die oben zitierte Einschätzung von der sozialdemokratisch orientierten 
Stadt. 
 

Entgegen aller groß angekündigten Säuberungsmaßnahmen waren die 
tatsächlichen Zahlen gering. Das lässt wohl den Schluss zu: „Die 
Kriminalbeamten hatten die Machtübernahme entweder herbeigesehnt 
oder passten sich der ‚neuen Zeit‘ rasch an.“ 
 

Die Gleichschaltung der Länder am 7.April 1933 – also die Abschaffung 
der Länder – leitete einen Prozess rigoroser Zentralisierung ein, Man 
spricht von der „Verreichlichung“. D.h. in unserem Zusammenhang: die 
Landespolizeieinheiten wurden vom Reich übernommen. 
 
Wir sehen dies auch am Beispiel Hermann Meyers: Kaltenbrunner 
versetzt ihn „unter Übernahme in den Reichsdienst“ nach Lublin. 
 
Mit der „Verreichlichung“ wurde auch die Militärisierung der Polizei 
eingeleitet. Im Juli 1935 wurden die kasernierten Landespolizeieinheiten 
in die Wehrmacht überführt. Die Schutzpolizei war dadurch erheblich 
geschwächt. 
 
Durch diesen Prozess hatte die NSDAP den direkten Zugriff auf die 
Polizei und konnte somit ihre eigene Macht weiter absichern. 
 
Weiterhin wurden die Grenzen zwischen Parteiformationen SA und SS 
einerseits und der staatlichen Polizei andererseits aufgeweicht. Die SS 
wird im Laufe der Zeit gegenüber der Polizei,  unterteilt in 
(Ordnungspolizei = Schutzpolizei // Sicherheitspolizei = Kriminalpolizei 
und Gestapo) immer bedeutsamer. Man spricht in diesem 
Zusammenhang von „Entstaatlichung“. Die Ernennung Heinrich 
Himmlers zum „Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei“ im Jahr 
1936 steht für diese Entwicklung. 



 
 
 
Mit Beginn des 2.Weltkrieges und dem Überfall auf Polen fallen die 
letzten ethischen, menschenrechtlichen Begrenzungen polizeilichen 
Handelns. 
 

Bereits vor dem Überfall auf Polen hatte Heydrich fünf Einsatzgruppen 
aufgestellt, deren Personal sich aus Angehörigen der Waffen-SS, der 
Kripo, Gestapo und des SD, dem Sicherheitsdienst des Reichsführers 
SS,  zusammensetzte und zur „Bekämpfung aller reichs- und 
deutschfeindlichen Elemente im Feindesland rückwärts der fechtenden 
Truppe“ eingesetzt wurde. Die Einsatzgruppen wurden als mobile 
Mordkommandos eingesetzt. 
 
Ca. 2 700 Gestapo, Kripo- und SD-Angehörige ermordeten allein im 
September/Oktober 1939 bei fast 800 Erschießungsaktionen ca. 20 000 
Polen, Juden, Angehörige des Klerus und der Intelligenz, also Mitglieder 
der polnischen Staats- und Gesellschaftselite, dazu Behinderte Kranke, 
Psychiatriepatienten sowie Roma. 
 
Später erstreckten sich die Mordaktionen neben dem genannten 
Personenkreis auch auf sog. “Asoziale“. In der Terminologie der 
Nationalsozialisten alle die, die nicht zur Volksgemeinschaft gehören 
sollen bzw. nicht gehören wollen.  
 
In Serbien, Kroatien und in der Sowjetunion wurde 1941 in noch 
größerem Umfang und noch radikaler nach diesem Muster verfahren. 



Gab es Widerstand? Gab es Verweigerung verbrecherischer Befehle? 

Gab es innerhalb der eben beschriebenen Entwicklung der Polizei 

individuelle Handlungsfreiräume? 

 

Ich habe zu Beginn versucht am Beispiel des Heinrich Brockmeyer zu 

verdeutlichen, dass er Möglichkeiten suchte, erkannte und nutzte um 

Menschenleben zu retten. 

Ob er noch mehr solcher Fälle hatte – wir wissen es nicht. 

 

Der amerikanische Historiker Christopher Browning schrieb über das 
Reservepolizeibataillon 101, das 1942/43 im besetzten Polen 
mindestens 38.000 Juden ermordet hat. 
Er beschreibt „eine Szene am frühen Morgen des 13. Juli 1942. Bevor 
die etwa 500 Polizisten des Bataillons an diesem Tag die Kleinstadt 
Jozefow besetzten und die dort lebenden Juden ermordeten, 
versammelte der Kommandeur seine Männer um sich, eröffnete ihnen 
ihre furchtbare Aufgabe und machte dann ein Angebot: Wer sich der 
Teilnahme an der Massenerschießung nicht gewachsen fühle, könne 
vortreten und müsse sich nicht beteiligen. Etwa ein Dutzend der 500 
Polizisten trat vor, gab die Waffen ab und musste sich am folgenden 
Massenmord nicht beteiligen, ohne dafür bestraft zu werden.“ 
Befehl ist eben doch nicht Befehl. 
 

Im Begleittext zur Ausstellung „Ordnung und Vernichtung – die Polizei im 

NS-Staat“ habe ich die folgende Bitte gefunden: 

 

„Bei der Frage nach widerständigem Handeln von Polizeibeamten im 

Nationalsozialismus wurden leider kaum Beispiele gefunden. Deshalb ist 

auch ein Aufruf in der Ausstellung zu lesen, dass Hinweise auf 

Verweigerungen oder gar widerstand durch Polizeiangehörige bitte an 

die Kuratoren der Ausstellung weiter gegeben werden sollen.“ 

 

Diesem Aufruf schließe ich mich an. Wenn Sie zu diesem 

Themenbereich Hinweise in Briefen, Tagebücher, etc. finden, wenden 

Sie sich bitte ans Kommunalarchiv oder den Zellentrakt. 

 



Die Polizei war im Nationalsozialismus bis zum Schluss eine verlässliche Stütze des 
Unrechtsstaates. 
 
Lassen Sie mich noch ein paar Gedanken zur Rezeption von Polizeigeschichte in der 
Bundesrepublik und zu aktuellen Entwicklungen sagen. 
 
Den Mythos der weitgehend moralisch unbeschadet durch die NS-.Diktatur 
hindurchgekommene Polizei hat maßgeblich Bernd Wehner geprägt.  
 
Im Dritten Reich machte er Karriere innerhalb der Kriminalpolizei und gelangte bis ins 
Reichsicherheitshauptamt. 
 
Seinen eigenen Lebenslauf gestaltete er recht kreativ. So verschwieg er seinen 
Beitritt in die NSDAP und die SA im Jahr 1931 und. wechselte 1939 von der SA zur 
SS. Leicht falsche Angaben bei der Entnazifizierung ermöglichten ihm den 
Wiedereintritt in die bundesrepublikanische Kriminalpolizei. Er war in den 50er-
Jahren Leiter der Düsseldorfer Kriminalpolizei. 
 
Nachdem der „Spiegel“ 1949/1950 eine Serie, die die Polizeigeschichte der Jahre 
nach 1933 aus Sicht Wehners darstellte, gedruckt hatte, erlangte er mit dieser 
Darstellung über mehrere Jahrzehnte hinweg die Deutungshoheit über das Bild der 
Kriminalpolizei während des Dritten Reiches. Offenbar erleichterte diese Darstellung 
die Rückkehr vieler „alter Kameraden“ in den Polizeidienst der Bundesrepublik. 
 
Erst im April 2008 hat die Innenministerkonferenz des Bundes und der Länder 
beschlossen, die Rolle der Polizei im NS-Staat weiter zu erforschen und in einer 
Ausstellung darstellen zu lassen. Die erwähnte Ausstellung „Ordnung und 
Vernichtung“ , „Wessen Freund und wessen Helfer“ und jetzt aktuell „Die 
Kommissare“ sind Ergebnisse der Aufarbeitung dieser historischen Zeit. 
 
Dass die Auseinandersetzung mit dem Thema Nationalsozialismus und Polizei 
unbequem aber umso notwendiger ist, zeigen die beunruhigenden rechtradikalen, 
antisemitischen und fremdenfeindlichen Äußerungen von Chatgruppen innerhalb der 
Polizeiorganisation – auch in NRW. Innenminister Reul „verdonnerte“ daraufhin die 
Polizei zum Besuch von Gedenkstätten. Auch wir hatten in der letzten Zeit Gruppen 
von Polizisten hier zu Gast. 
Die Aktivitäten in den Chatgruppen werden als Einzelfälle abgetan, doch, so scheint 
mir, werden allmählich die Strukturen dahinter deutlich. 
Im Dezember vergangenen Jahres waren auch Polizistinnen und Polizisten 
zusammen mit sog. „Reichsbürgern“, die die Existenz der Bundesrepublik leugnen 
und ein paar Soldaten an der Vorbereitung auf den Tag X , möglicherweise die 
Besetzung des Parlaments, beteiligt. 
Die Süddeutsche Zeitung schrieb am 10.Dezember dazu u,a,: 
 



„…wenn zu den jetzt Verhafteten der aktive KSK-Soldat, die aktive Richterin und 
auch ein aktiver Polizist des niedersächsischen Staatsschutzes sowie eine aktive 
Oberkommissarin … von der Kriminalpolizei im nordrhein-westfälischen Minden-
Lübbecke zählen, dann fragt man sich schon, was auf diesen Dienststellen eigentlich 
für ein Umgang miteinander geherrscht haben muss - wenn wirklich niemand von 
den Kollegen mitbekommen haben will, wie diese Leute tickten. 
 
Der Beruf des Polizisten, Soldaten … erfordert Courage nach außen. Daran mangelt 
es bei der Kriminalpolizei in Minden-Lübbecke nicht, beim Staatsschutz in 
Niedersachsen auch nicht. Und auch nicht beim KSK, … Aber genauso nötig ist 
Courage nach innen.. … Monatelang haben die rechtsextremen Verschwörer 
offenbar andere Polizisten und Soldaten angesprochen, ob sie vielleicht mitmachen 
wollen - und kein einziger von diesen hat bei seinen Vorgesetzten Alarm 
geschlagen.“ 
 
 
 
 
 
 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und ich hoffe, Sie sind neugierig auf die 
Ausstellung in den Räumen des ehemaligen Polizeigefängnises geworden. 


